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Schmitz, Just.-Ang.

als Urkundsbeamter

der Geschäftsstelle

ln dem Rechtsstreit

,'
an die Erörterung in der mÜndlicfren Verhandlung vom 7. tJlärz

ßr

14c O 177105

t'

2oo6 werden die Pbrteien auf Folgendes hingewiesen:

t.

Die XamJ,ner hältt § 315 BGB - in entsprechender Anwendung * für

anwendbdr. Die Rechtsprechung hat die überuiegend im Bereich der

Stromverdorgung äu § 315 BGB enMckelten Grundsätze regelmäßig auch

auf Sactwerhalte ! der Erdgas- und FemUärmeversorgung, aber auch

bezüglich lcfer Wapserversorgung, angewendet. Diese Übertragung ist in
sachlichel,wie in rdchtlicher Hinsicht gerechtfertigt (Wl. Held, NJW 2004, 169

ff. rn.w.lf .). Bel allen drel Energiearten handelt e5. sbh urn

leitungsg$undene. Energieversorclung, die der Daseinsvorsorge dlent. Es
t'

steht auc{r jeweils ein marktstarkes Untemehmen mit einem Netzrnonopol

einem relativ kleinen Energieabnehmer gegenÜber, der auf die Belieferung

durch daslVersorgtngsuntemehrnen angewiesen ist: Dieses ist auch für den



vorliegendenFa]lianzunehmen,weilunstreitigeinAusweichenaufeinen
anderen Gasverserger im Bereich Ratingen nlcht möglich ist' Zwar sind die

Gasmärkte rechtlich seit dem 'Jahre 2003 geöffnet' es fehlt jedoch an der

faktischen Gasmarktöffnung für den Bereich Ratingen'

SoweitdieVeffÜgungsbeklagtemeint,eineMonopolstetlungseideshalb
nichtgegeben,werlderKundeaufeinenanderenEnergieträgerauswsichen
könne,soübezerJgtdiesesnicht.DennWennsichetnKundeerstelnmalfÜr
die Gasvärsorgunb entschieden hat, kann er atlenfalls rnittelfristig auf eine

andere Versorgungsart ausweichen: denn er müsste technische und

.".n,,*" n"m*"ltwetlen überwinden, um von einer Versorgungsart zur

anderen übergehen zu können' so dass nicht m€hr von Qinem

Sub stituttönswettbbwerb g es pro c hen werden ka n n'

lt.

Es ist anerkannt, dass im Rahrnen der Billigkeitsprüfung gem.' § 315 BGB

denJenigdn dle Beweislast für die Bitligkeit der einse,itig bestimmten Leistung

trifft, der das Bestltnmungsrecht ausüben kann (BGHZ 115,311, 322 = NJW

1992, 171,12a; äOH NJW 1992, 1753,1754; NJW-RR 1s92' 183' 184:

8GH297,212,223=NJW1986,1803,1805).AuchimFalleeiner
entsprecl-ienden Anwendung des § 315 Abs- 3 BGB lst von diesem

Grundsat!. nicht abzuweichen (BGHZ 154,5, I rn'w'N')'

Der abweichenden Ansicht lKühne NJW 2006. 654, 655 m.w'N'), die d're

Grundsätle der Beweislastverteilung in der zivilrechtlichen Durchsetzung von

§§ 19. 20 GWB entsprechend heranziehen wilt, ist nicht zu folgen' Diese

Ansicht verkennt, dass die entsprechende Anwendung von § 315 Abs' 3

BGB auf die fehlende Altematiwersorgung und die daraus resultierende

Abhängigkeit von rdem betreffenden Versorgungsuntemehmen zurÜckgeht-

Aus O-iJser spezifischen Abhängigkeit wird die fÜr eine Analogie

erforderlidhe, vergleichbare lnteressenlage hergeteitet- Für die Anwendung

von § 315 Abs. 3IBGB ist dte Bewelslastverteilung geregelt Daher besteht

keine Notwendigl(eit, eine abweichende Beweislastverteilung ln einer

weiteren ÄnatogierZU §§ 33ff. 19, 20 GWB anzunehmen. Eine Teilanalogle



des § 315 Abs. 3 BGB Scheidet schon deshalb aus, da dieses die

betreffende RegelungslÜcke nicht schließen würde'

Nur eine Darlegungs- und Beweistast des versorgungsuntemehmens fÜr die

Billigkeit der Preis$estaltung kann der spezifischen Situation gerecht werdon'

Die Beweislastverteilung der ävilrechtlichen Durchsetzung der kaftell-

rechtlichren Missbrauchstatbestände des §§ 19, 20 GWB, die ihrerseits f{'tr

die verschiedenen Tatbestände unterschiedlich sind, sieht zwar zugunsten

des Verle2ungsklägers teitweise weit reichende Beweiserleichterungen vor-

Diese können äber der besonderen situation bei der daseins-

vorsorgeEezögener Angewiesenheit nicht qerecht werden. Zwar fehlt es bel

einer da§einsvorsorgebezogenen Angewiesenheit an dem der privat-

autonomen Ünertrag ung des Leistungsbestimmungsrechts innewohnenden

Vertrauensverhättrrls, das Grundlage für die Beweislastverteilung des § 315

Abs. 3 BGB ist. ln'der besonderen Situation der daseinsvorsorgebezogenen

Angewiesenheit wird § 315 Abs. 3 BGB aber gerade deshalb Übertragen,

weil eih' faktisches, einseitiges Leistungsbestimmungsrecht aus der

Abhängigkeit erwächst.

lll

Die Klägarin hat Oie Aittigfert der in Rede stehenden PreiserhöhunE in

geeigneter Form ,darzulegen und 4) beweisen. Die Darlegt'rrtg und

Beweisführung rnüssen es erlauben, die Billigkeit der Preiserhöhung zu

überynifeÖ (vgl, BGH ZMR 2003, 566). Hierbei ist zu berücksichtigen, dass

auch im Rahmen des § 315 AbS. 3 BGB dem Bestimmungsberechtlgten, hier

der Ktägerin, ein Ermessensspielraum zuzugestehen lst (BGHZ 41, 271

(279). Dareus folgrt, dass nur überprüft werden kann, ob die Klägerin dleses

Ermessen in angemessener Art und Weise ausgeübt hat. Hieran muss sich

auch die Darlegun§s- und Beweislast der Klägerin orientieren.

I

Eine tjberprüfung Jer Billigkeit einer Preiserhöhung erfordert, dass dargelegt

wircl, wehhe preis§ildenden Faktoren bei der Preiserhöhung herangezogen

wurden. Um die Billlgkeit einer Preiserhöhung zu überpüfen, ist es jedenfalls



L

erforderlich.diefurdieErhöhungmaßgeblicheKalkulationdarzulegenund
gegeneätnfalls zu beweisen (vgl BGH' NJW-RR 1992' 74 (76); OLG Celle'

tBR 2002, 258; OLG München' NJW-RR 1999' 421 422' zustimmend Held

NzM2oo4'175)'Eslstdaherniclrterforderlrch,dassdieKlägerinihre
betriebswirtschafllicheKalkulationdesGaspreisesinsgesamtoffenlegt.Da
hiernurdieErhöhungVondemWiderspruchdesBeklagtenerfasstist'hat
dieKlägerinauchnurinsoweiteineDarlegungs-undBeweis]ast.lm
Einzelfa|tkannesabererforderlichseln,diegesamteKalkulationoffenzu
legen, wenn srcn nur aus dieser ergeben kann' dass die Preiserhöhung vom

01 .01.2005 der Billrgkeit entsprach'

F.
I

IV

lnsoweit verfügt allein die Klägerin rlber die notwendigen lnfonnationen

darüberl welche'Faktoren für die Preisgestaltung im Eirselnen maßgeblich

waren. Die Kammer rnuss clurch den vortrag der Klägerin in die Lage

versetzt werden, die Preisgestaltung nachzuvollziehen' Ausreichend wäre in

iedemFall.eirrdKalkulationderGaspreisevorUndnachderErhöhung
daaulegen und die Richtigkeit der darin enthaltenen Kalkulationsansätze zu

beweisen (KG Berlin, lS-OZ'2O05, 7 U 140/04)'

-L^ J--- Ä'

Aus Sicht der *ammer kommt insoweit aber auch in Betracht' dass die
I

Klägerin die Kalkulation des vor der Preiserhöhung maßgeblichen Preises

tediglich nach eirrzelnen Kosten- und Gewlnnanteilen darlegt und zum

seweis - im lntqresse der wahrung etwaiger Geheirnhaltungsinteressen der

Kägerirt - ein $achverständiger mft der Überprüfung beauftragt wird' der

gegenüber den Beklagten uM Drltten zur verschwiegenheit verpflichtet ist'

lnsoweil mÜsste die Klägerin ihr Geheimhaltungsinteresse darlegen' Nach

Vorlage des schriftlichen Gutachlens wrjrde die Kammer daÜber

entschdiden, ob den Beklagten das Gutachten zur Kenntnis zu brirqen ist

1vgl. zr-kn entsprechenden Procedere bel patentrechtichen Besictrtigungs-

ansprüChen: Kilhnen/Geschke, Dle Durchsetzung von Paterrten in der'

Praxls,2. Aufl. 2b05).



V.

Als

Hinsichllicfl O"rl für die Preiserhöhung maf$eblichen Faktoren müsste

alterdings neUet der prozentualen eine zahlenmäßige Offenlegung der

Kalkulalion erfiol§en, jedenfalls im Hinblick auf dle maßgeblichen Faktoren,

wenn nicht auch insoweit besondere Geheimhaltungsinteressen der Klägerin

entgegenstehen,, die diese gleichfalts darzulegen hätte

zu i berückSictrtigende Faktoren für die Preiserhöhung kommen
I

insbesondere in Betracht:

Veränderugen der Netzentg elte

- j Veränderungen bei den Finamlerungskosten

Veränderungen bei den Sach- und Personalkosten

- Verän{erungen bei den Vertriebskosten
I- Veränderungen der Bezugskosten
l

- I ZuordnUng etwaiger Veränderungen auf die vgrschiedenen

Abnehrhergruppen / TarifgrupPen

- Veränderungen des Gewinns durch die Preiserhöhung

Alle KoStenveränderungen in der Vergangenheit, aber auch zu erwarterde

Veränderung in der Zukunft können in die Preiskalkulation eingehen- Auch

insoweit I ist d ifferenzieft vorzrrtra gen.

Nur wehn alle Veränderungen bei Preisbildungsfakforen dargelegt und
J

bewieseh sind, ist festzustellen, ob eine konkrete Preiserhöhung der Billigkeit
,l

i.S.v. § 815 Abs, 3 BGB entspricht. Die ausschließllch Benennung öines

verändetten failtors kann kein abschließendes Bild daruber geben.

Erhöhungen eines Kostenfaktors können durch andenveitige Kosten-

senkungEn kompensie( werden. Dementsprechend kann allein aus erhöhten

Bezugsplreisen der Klägerin nicht auf die Billtgkeit der Preiserhöhung
I

gegenüber dem tseklagten geschlossen werden. Es wärB denkbar, dass

andere Fakloreni - bspw. Refinanzierungskosten erheblich gesunken

r

I



wären' Daher wäle eine entsprechende Erhöhung möglichenrueise auch bel

gestiegenen Bezugspreisen der Klägerin unbillig' Der Vergleich rnit der

preisbildung ,nr",. wettbewertsueainsungen bestätigt dieses' Eine

WeitergabeVongestiegenenBezugspreisenerfolgtauchhiernlcht
notwendigerweise, sondem nur wenn der Wettbewerb als regulatives

Element es erlaubt'

GesteigerteBezu§sprelsekönnendagegeneineErhöhungdesGaspreises
auchgegenüb-erdemBeklagtenbilllgerscheinarllassen,Wenndurch
geeignetenBeweismittelbewiesenwird,dassausschließlichelnekonkrete
VeränderungdesiBezugspreiseszurErhÖhunggeführthatundalleanderen
Faktorenr sic.h nicht verändert haben. Diesem Mäßstäb genügt der Hirrweis

,,r p*i*erjnderuogen über die leEten Jahre und zukÜnftlg zu en,rlartende

Erhöhungennicht.DieseAusführungenzeigenvielmehr,dassdieKlägerin
ein weites Ermessen hat, wie sie Bezugspreiserhöhungen in ihre Kalkulation

einbelehen will-i Somit kann allein der globale Hinweis auf erhöhte

Bezugspreisenichtgenügen,umdieBilligkeitderPreiserhöhungzu
beufteileh.

vt.

Wichtiges Elerneht für die Frage der Billigkeit einer Preiserhöhung ist der

Oewinlanteil, udbei eine Erhöhung des Gewinnanteils n'rcht notwendiger'

weise zur Unbilligkeit fÜhrt.

von oel Klägerih ist lndes nicht darzulegen und zu beweisen' wie der

bezeich4ete GeWinnanteil eingesetzt wurde bar' eingesetä vrmrden soll

lanAers i1G Mühthausen, 'tz.O42oo5). Wie sich die Gewinnven'vendung

äarsteltt, bzw. ajch verändert hat, ist für die Frage nach der Billi§keit

zunächst ohne Helevanz. tnsbesondere die Verwendung als Rücklage, als

lnvestitionsrnittelloder als Verzinsung der Kapitaleinlage ist fiir die Billigkeit

eines einseitig festgeseEten Preises atlenfalls dann rrcn Belang, wenn die
!

Klägerin, darzule§en vennag, dass wirtschaftliche Belange eine Gewinn'

erhöhung ertondem. Es ist grundsätzllch nicht die Aufgabo einer



I

I

BiglgkettskontmllF, die Wirtsohaftlichkeit des Geschäftsbetriebs der anderen

l-,1..
Vertrag§parter zt uberprufen. Dleses ergibt sich schon daraus' dasS lediglich

eine ErrnessensüberprÜfung nach betriebswjrtschaftlichen Grundsätzen

vorgenommen wird.

vil.
BeideParteien,erhattenGelegenheit,binnen3WochenzumHinweis-
beschluds Stellun§ zu nehmen'

,,

Die Klägerin wlrd sodann Gelegenheit gegeben, binnen weiterer sechs

Wochen f frre XaXutation aufzudecken'
,l

LI

I

vlll.
Weitere Maßnahnlen ergehen von Amts we§en'

Land geriCtrt D üsseldorf

14 c. Zvilkammer i

aruckner-l'lofmannl sctrulz Dr. Schoften

Vors. Richterin "m]tO Richterin am LG Ricffier am LG


